
§ 13 Bundespräsident:in

A. Bundespräsident:in als Staatsoberhaupt

Der:Die Bundespräsident:in1 ist das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutsch-
land mit erstem Amtssitz in Berlin und zweitem Amtssitz in Bonn. Die Rolle als
Staatsoberhaupt im Verfassungsgefüge ergibt sich zwar nicht explizit aus dem
Grundgesetz, folgt zum einen aber aus den einschlägigen Beratungen des Par-
lamentarischen Rates2 und lässt sich zum anderen in gewisser Weise auch aus
demGrundgesetz selbst erschließen. Jedenfalls haben Bundespräsident:innen des
Grundgesetzes eine Reihe verfassungsrechtlicher Befugnisse, die fast in allen Ver-
fassungenderWelt demStaatsoberhaupt zugeschriebenwerden.3Als oberstesVer-
fassungsorgan repräsentieren Bundespräsident:innen die Einheit des Staates
(geistig-moralische Wirkung4). Über diese repräsentative Rolle hinaus weist den
Bundespräsident:innen das Grundgesetz im internationalen Vergleich aber nur
geringe politische Kompetenzen zu. Im Sinne der gängigen Klassifizierungen
der Allgemeinen Staatslehre sind Bundespräsident:innen daher zwar unter die
Staatsoberhäupter, aber lediglich unter die unselbstständigen5 Staatsoberhäupter
einzuordnen.6

Die Regelungen zu den Funktionen, Rechten und Pflichten sowie zur Wahl
finden sich u. a. in den Art. 54 ff. GG, welche im Folgenden näher beleuchtet wer-
den.

1 Zum aktuellen Begriff Wissenschaftliche Dienste des deutschen Bundestags, WD 3 Nr. 30/16,
23.12.2016.
2 Vgl. Süsterhenn, in: Parlamentarischer Rat, 2. Sitzung, Sten. Bericht, S. 25; ferner Herzog, in:
Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 54 Rn. 3.
3 U. a. auch Stern, Parlamentarischer Rat, 2. Sitzung, Sten. Bericht, S. 190 f., 200, 202, mit präzi-
ser Darstellung der Entstehungsgeschichte auf S. 190 f.; Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95.
EL 7.2021, Art. 54 Rn. 3.
4 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 2/09, Rn. 91, 94.
5 Vgl. Großbritannien.
6 Beispiel für selbstständige Staatsoberhäupter sind etwa der Weimarer Reichspräsident. Er
konnte jederzeit das Parlament auflösen und Neuwahlen ausschreiben (Art. 25WRV), er hatte den
Oberbefehl über die Streitkräfte (Art. 47 WRV) und er konnte vor allem unter Berufung auf die Er-
fordernisse von Sicherheit und Ordnung jederzeit gesetzesvertretende Verordnungen, die so-
genannten Notverordnungen, erlassen (Art. 48 II WRV). Selbst das Recht, Regierungen beliebig
zu ernennen und zu entlassen, war ihm aus der konstitutionellen Monarchie dem Grundsatz nach
überkommen (Art. 53 WRV).
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B. Funktionen

Die Regelungen zum:zur Bundespräsident:in beginnen im V. Abschnitt des
Grundgesetzes mit Art. 54 GG. Anders als bei den übrigen obersten Verfassungs-
organen findet sich in den Art. 54 ff. GG kein einleitender Artikel, in dem durch
eine Skizzierung der Aufgaben (vgl. Art. 50 GG für den Bundesrat, vgl. Art. 62 GG
für die Bundesregierung) eine kurze, schlagwortartige Beschreibung des betref-
fenden Verfassungsorgans versucht wird. Aus der Zusammenschau der dort ge-
nannten Artikel lassen sich aber im Wesentlichen drei Hauptfunktionen ablei-
ten: die Repräsentativfunktion, die Beurkundungsfunktion und die sogenannte
Reservefunktion.

I. Repräsentativfunktion

Die Repräsentativfunktion von Bundespräsident:innen ist nicht nur im Sinne ei-
ner Teilnahme an Festessen und Stehempfängen zu verstehen, sondern weitaus
tiefgehender. Bundespräsident:innen verkörpern den wichtigsten Gedanken, den
es in einem modernen Staat überhaupt zu repräsentieren gibt: den der Existenz,
der Legitimität und der Einheit des Staates.7

1. Staatsoberhaupt und völkerrechtliche Vertretung
Als Staatsoberhaupt von Deutschland tritt der:die Bundespräsident:in in der
Öffentlichkeit als Stellvertreter:in des „Bundes“ auf und verkörpert damit den
Staat als einheitliches Gemeinwesen.8 Bundespräsident:innen agieren hierbei
als integrierendes, die Einheit des Staates und des Volkes repräsentierendes Or-
gan und schaffen so auch Vertrauen der Bürger:innen in den Bundesstaat als
Rechtsstaat.9

a) „Staatspflege“
Die innerstaatlichen (Vertretungs-)Aufgaben, vor allem die Bestimmung der
Staatssymbole, die Erfüllung von Repräsentationspflichten, die Übernahme von
Schirmherrschaften und Ansprachen, die Anordnung von Staatsakten und Staats-

7 Dazu etwa Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, 1980, S. 198 f., 218 f.;
Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 54 Rn. 97.
8 So auch Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 54 Rn. 15.
9 Vgl. Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 54 Rn. 98.
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begräbnissen lassen sich unter dem Begriff der „Staatspflege“ zusammenfassen.
Für diesen sehr weit gefassten Bereich existieren vielfach keine rechtlichen Vor-
gaben.

b) Vertretung im Ausland
Zu den Vertretungsaufgaben im Zusammenhang mit dem Ausland zählen Be-
suche in andere Länder oder der Empfang von Staatsgäst:innen aus dem Ausland.
Hervorzuheben ist die Position im Hinblick auf Verträge, die mit dem Ausland ge-
schlossen werden, da hierfür die Unterzeichnung der Bundespräsident:innen er-
forderlich ist, Art. 59 I 2 GG. Bundespräsident:innen empfangen Botschafter:in-
nen aus dem Ausland, Art. 59 I 2 GG („empfängt die Gesandten“). Diese können
erst nach einer offiziellen Zulassung durch Bundespräsident:innen als Botschaf-
ter:innen in Deutschland tätig sein, Art. 59 I 2 GG („beglaubigt […] die Gesand-
ten“).

2. Ordensverleihungen
Auch vertreten Bundespräsident:innen ganz Deutschland, wenn sie Personen als
Anerkennung und Ehrung im Namen von Deutschland das Bundes-Verdienst-
kreuz verleihen. Im Jahr 2020 wurden insgesamt 1250 Personen ausgezeichnet.10

3. Begnadigungen
Nach Art. 60 II GG üben Bundespräsident:innen das Begnadigungsrecht aus. Das
bedeutet, sie sind befugt, die strafrechtlichen oder die beamt:innen- und ver-
sorgungsrechtlichen Folgen eines einzelnen Straf- oder Disziplinarurteils zu
beseitigen oder zu mildern. Zu beachten ist, dass das Begnadigungsrecht der Bun-
despräsident:innen nicht für den Bereich der Länder gilt (Föderalismus). Dement-
sprechend sind sie nur bei bestimmten Strafverfahren, für die die erstinstanzliche
Zuständigkeit von Bundesgerichten begründet ist, für einen Gnadenerweis zu-
ständig. Dies ist zum Beispiel bei den sogenannten Staatsschutzdelikten (wie
Spionage oder Terrorismus) der Fall.

10 Statistik der Ordensverleihungen, abzurufen unter https://www.bundespraesident.de/DE/
Amt-und-Aufgaben/Orden-und-Ehrungen/Verdienstorden/Statistik/statistik-der-ordensverleihu
ngen-node.html.
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II. Beurkundungsfunktion

1. Ausfertigung von Gesetzen
Bundespräsident:innen sind auch in das Gesetzgebungsverfahren integriert. Die
nach den Vorschriften des Grundgesetzes zustande gekommenen Gesetze (insbe-
sondere Art. 76 ff. GG) werden von den Bundespräsident:innen nach Gegenzeich-
nung ausgefertigt (unterzeichnet) und im Bundesgesetzblatt verkündet, Art. 82 I
1 GG. Die Gegenzeichnung erfolgt durch beteiligte Bundesminister:innen und/
oder den:die Bundeskanzler:in, Art. 58 GG. Diese Thematik ist nicht ganz un-
umstritten und wird im Folgenden auch nochmal näher beleuchtet (siehe D.).

2. Mitwirkung bei der Regierungsbildung
Der:die Bundespräsident:in wirkt nach dem Grundgesetz bei der Regierungsbil-
dung mit, indem er:sie dem Bundestag eine:n Bundeskanzler:in zur Wahl vor-
schlägt (Art. 63 I GG) und diese Person ernennt (Art. 63 II GG). Nach Art. 64 I GG
werden auch Bundesminister:innen auf Vorschlag der:des Bundeskanzler:in von
der:des Bundespräsident:in ernannt und entlassen.

3. Ernennung/Entlassung von Bundesbeamt:innen, Bundesrichter:innen und
Soldat:innen

Bundespräsident:innen ernennen zudem Bundesrichter:innen, Bundesbeamt:in-
nen, Offizier:innen und Unteroffizier:innen, Art. 60 I GG. Nach Art. 60 III GG
können Bundespräsident:innen wie schon beim Begnadigungsrecht von der Er-
mächtigung Gebrauch machen und diese Befugnisse auf andere Stellen über-
tragen.

Bundespräsident:innen vollziehen allerdings nur die Ernennung und Entlas-
sung, die Personalhoheit richtet sich nach den jeweils einschlägigen Rechtsvor-
schriften des Grundgesetzes, des BVerfGG, des Bundesbeamtengesetzes (BBG),
des Bundesministergesetzes (BMinG) oder des Gesetzes über die Rechtsverhält-
nisse der Parlamentarischen Staatssekretäre (ParlStG), sowie der einschlägigen
Fachgesetze. Wenn Bundespräsident:innen nach diesen Vorschriften ein eigenes
Recht zur Auswahl von Mitgliedern der zu besetzenden Institutionen zukommt,
kann sie:er unabhängig eine personelle Auswahl treffen.11 Unbestritten und auch
unabhängig von der Personalhoheit ist ein Recht des:der Bundespräsident:in zu

11 Pieper, in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 60 Rn. 3.
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einer Rechtsprüfung dahingehend, ob die jeweiligen Kandidat:innen die gesetz-
lich vorgeschriebenen Ernennungs-/Entlassungsvoraussetzungen erfüllen.12

III. Reservefunktion

Hervorzuheben ist die Reservefunktion der Bundespräsident:innen, demnach
können diesen in bestimmten staatsrechtlich bedeutsamen Situationen – etwa
dem Vertrauensverlust des:der Bundeskanzler:in (Art. 68 GG) oder wenn sich eine
Regierungsbildung nach der Bundestagswahl schwierig gestaltet – die Aufgabe
zukommen, für bestimmte Verfahren die erforderliche Legitimität zu vermitteln.13

1. Auflösung Bundestag nach Vertrauensfrage
Scheitert die Vertrauensfrage, so können Bundespräsident:innen den Bundestag
auflösen (Art. 68 I GG).14

2. Auflösung Bundestag nach gescheiterter Kanzler:innenwahl
Art. 63 IV 2 und 3 GG beschreibt die dritte Wahlphase der Bundeskanzler:innen-
wahl. Falls ein:e Kandidat:in es in dieser letzten Wahlphase nicht schafft, hat
der:die Bundespräsident:in im Rahmen seiner:ihrer Reservefunktion die Wahl, in-
nerhalb von sieben Tagen entweder den:die mit relativer Mehrheit gewählte:n
Kandidat:in zu ernennen (Minderheitsregierung) oder den Bundestag aufzulösen
(Art. 63 IV 3 GG) und damit Neuwahlen herbeizuführen. Dies ist eine Progno-
seentscheidung, die gerichtlich nicht15 oder allenfalls auf Missbrauch überprüf-
bar ist.16 Das bedeutet im Umkehrschluss, dass das Grundgesetz für den Bundes-
tag kein Recht auf Selbstauflösung ohne Zustimmung des:der Bundespräsident:
in vorsieht. Ihr:Ihm kommt daher auch im Rahmen der Regierungsbildung eine
besondere Rolle zu. Neben den explizit im Grundgesetz genannten Optionen,
steht den Bundespräsident:innen aber noch eine ungeschriebene Möglichkeit zur
Verfügung: So können diese etwa für den Fall, dass eine Mehrheitsregierung

12 Pieper, in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 60 Rn. 4.
13 Pieper, in: BeckOK GG, 46. Ed. 15.2.2021, Art. 54 Rn. 4.
14 Siehe dazu ausführlich Chiofalo/Vrielmann, § 12 Bundesregierung, A. II. 2. b) in diesem Lehr-
buch.
15 Schwarz, ZRP 2018, 24 (24).
16 Vgl. dazu weitere Prognoseentscheidungen des Bundespräsidenten oder der Bundespräsiden-
tin in diesem Abschnitt.
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nicht in Sicht scheint (woran sich die Frage des:der Bundeskanzler:in faktisch an-
schließt) und verbleibende Optionen ebenfalls nicht zur Wahl stehen, durch Ge-
spräche mit den Vertreter:innen aller Parteien eine Regierungsbildung „erzwin-
gen“ und so Neuwahlen verhindern.

Beispiel: So ist dies nach der Bundestagswahl im Jahr 2017 geschehen. Nach dem Scheitern der
Sondierungsgespräche zwischen Unionsparteien, FDP und Grünen, lud der amtierende Bun-
despräsident Frank-Walter Steinmeier die Vertreter:innen aller Parteien zu Gesprächen ein. Da-
bei gelang es ihm, die SPD zu Koalitionsgesprächen mit den Unionsparteien zu bewegen und
schließlich auf dieser Grundlage doch noch eine Mehrheitsregierung zu bewirken. Mit Verweis
auf seine Kompetenz, die Kandidat:innen für die Kanzler:innenschaft im Plenum des Bundestags
vorzuschlagen, hätte Steinmeier jedoch ebenso eine Minderheitsregierung unter Führung der
Unionsparteien forcieren können.

3. Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes
Wird der Bundestag nach Stellung der Vertrauensfrage nicht aufgelöst, können
Bundespräsident:innen auf Antrag der Bundesregierung undmit Zustimmung des
Bundesrates den Gesetzgebungsnotstand erklären (Art. 81 GG). Zwar wurde im
Laufe der Geschichte die Vertrauensfrage wiederholt gestellt und das Vertrauen
in einigen Fällen auch nicht ausgesprochen, jedoch wurde der Bundestag stets
aufgelöst (1972, 1982, 2005). Der Gesetzgebungsnotstand wurde bislang noch nie
erklärt, da eine Gesetzesvorlage noch nie als dringlich im Sinne des Art. 81 I 1 GG
bezeichnet wurde. Sollte dies zukünftig geschehen, darf das Grundgesetz im We-
ge des Gesetzgebungsnotstandes allerdings weder geändert, noch ganz oder teil-
weise außer Kraft oder außer Anwendung gesetzt werden.17

4. Staatsaktdurchführung
Per Anordnungen18 sind Bundespräsident:innen befugt, Staatsakte durchzufüh-
ren, wie Staatsbegräbnisse, Trauerstaatsakte oder sonstige Staats- und Festakte.

C. Rolle im Verfassungsgefüge

Auch wenn Bundespräsident:innen in parlamentarischen Krisensituationen eine
wichtige Rolle spielen können (sogenannte Reservefunktion), wird deren politi-

17 Pieper, in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 81 Rn. 9.
18 Vgl. etwa i.B.a. Staatsbegräbnisse und Staatsakte folgende Anordnung.
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sche Kompetenz gemeinhin als eher gering bewertet, was insbesondere mit
der Fokussierung dieses Amtes auf die repräsentativen Aufgaben begründet wird.
Dementsprechend werden Bundespräsident:innen auch gerne mit „Staatsnotar:
innen“ verglichen.19 Zum Teil werden Bundespräsident:innen auch als pouvoir
neutre, also als „neutrale Gewalt“ verstanden.20 Der Auffassung von Carl Schmitt
sind sie als „Hüter der Verfassung“21 zu begreifen. Demnach lassen sich Bun-
despräsident:innen nicht den klassischen drei Gewalten zuordnen, sondern tre-
ten neben diese, vgl. Art. 1 III, 20 III GG. Dies entspricht auch der Sichtweise der
Verfassungsgeber:innen, welche das Amt aufgrund der Erfahrungen mit der
Weimarer Reichsverfassung im Grundgesetz so konzipiert haben, dass dieses Amt
keiner der drei klassischen Gewalten zuzuordnen sein soll. Als Verkörperung
der Einheit des Staates ist dieses Amt vor allem auf eine geistig-moralische
Wirkung angelegt, welche durch die Autorität und Würde des Amtes vermittelt
wird.22

Beispiel:Wie bereits erwähnt, hat der Bundespräsident Frank Walter Steinmeier im Jahr 2017 zur
Regierungsbildung beigetragen, was verdeutlicht, dass die Rolle der Bundespräsident:innen sich
gerade nicht nur durch knappe Schlagworte zusammenfassen lässt, sondern immer von den Um-
ständen und ihrer geistig-moralischen Wirkung abhängt.

D. Rechte und Pflichten der Bundespräsident:innen

Es stellt sich die Frage, ob sich aus den zuvor beschriebenen Funktionen der Bun-
despräsident:innen auch Rechte oder sogar Pflichten ergeben können. An dieser
Stelle wird sich mit den besonders klausurrelevanten Punkten des Prüfungsrechts
sowie dem Äußerungsrecht der Bundespräsident:innen befasst.

I. Prüfungsrecht/Ausfertigungsverweigerungsrecht

Ob und inwiefern ein Prüfungsrecht des:der Bundespräsident:in angenommen
werden kann, ist umstritten. Es werden hierbei das formelle, das materielle und
das politische Prüfungsrecht unterschieden, welche im Folgenden näher erörtert

19 Linke, DÖV 2009, 434 (434); Stein, ZaöRV 2009, 249 (251).
20 Vgl. hierzu Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 54 Rn. 90, der selbst je-
doch den Begriff „fonctionnaire neutre“ als passender einschätzt.
21 Carl Schmitt, Der Hüter der Verfassung, 5. Aufl. 2016, Anhang S. 158.
22 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 2/09, Rn. 94 = NVwZ 2014, 1149 (1152).
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werden sollen. Da es in der Geschichte Deutschlands bereits acht Fälle gab, in de-
nen der Bundespräsident Gesetze nicht ausgefertigt und verkündet hat23, handelt
es sich zu Recht um ein Standardproblem, was in Prüfungen gerne abgefragt
wird. Die wesentlichen Argumente sollten daher unbedingt beherrscht werden.
Die Frage des Prüfungsrechts kann sich nicht nur auf nationaler Ebene (Verfas-
sungsrecht), sondern ebenso auf Unionsebene ergeben.

1. Prüfungsmaßstab: Verfassungsrecht
a) Formelles Prüfungsrecht
Weniger umstritten, ist die Frage, ob Bundespräsident:innen ein formelles Prü-
fungsrecht zusteht. Darunter ist das Recht zu verstehen, Gesetze auf ihre formelle
Verfassungsmäßigkeit hin zu prüfen. Die formelle Verfassungsmäßigkeit fragt da-
nach, ob die formalen Anforderungen an ein Gesetz eingehalten wurden und um-
fasst demnach die Gesetzgebungskompetenz, das Gesetzgebungsverfahren und
die Gesetzgebungsform (Zuständigkeit/Verfahren/Form).24 Um die Frage zu be-
antworten, ob und inwiefern Bundespräsident:innen ein formelles Prüfungsrecht
zusteht, d. h., das Recht besteht, die Ausfertigung eines Gesetzes zu verweigern,
wenn sie:er der Meinung ist, dass es den formalen Anforderungen (sinnvollerwei-
se hinsichtlich Gesetzgebungskompetenz und -verfahren) nicht entspricht, kann
auf verschiedene Auslegungsmethoden zurückgegriffen werden.

Es ergibt sich bereits unmittelbar aus dem Wortlaut des Art. 82 I 1 GG, dass
die „zustande gekommenen Gesetze […] vom Bundespräsidenten […] ausgefer-
tigt“ werden. Der Begriff „Ausfertigung“ ist dabei als Beurkundung zu verstehen.
Der:Die Bundespräsident:in unterzeichnet demnach das Gesetz und beurkundet
damit, dass der Gesetzestext mit dem vom Bundestag beschlossenen Gesetzes-
inhalt übereinstimmt. Die Aufgabe des:der Bundespräsident:in bezieht sich dabei
auf Parlamentsgesetze (mithin formelle Gesetze). Neben dieser Beurkundung der
Authentizität des Gesetzes und für die Argumentation eines formellen Prüfungs-
rechts spricht aber vor allem die Tatsache, dass Art. 82 I 1 GG an die Vorgaben in
Art. 78 GG („Ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz kommt zustande…“) an-
knüpft. Dieser Artikel beschäftigt sich wiederummit dem Zustandekommen von
formellen Gesetzen und nimmt Bezug auf das Verfahren im Bundestag unter der
Beteiligung des Bundesrates. Laut h. M. steht Bundespräsident:innen also zumin-

23 Vgl. hierzu Wissenschaftliche Dienste des deutschen Bundestags, WD 3 – 3000 – 257/20,
25.11.2020, S. 4.
24 Nolte/Tams, JuS 2006, 1088 (1088).
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dest ein Prüfungsrecht in Bezug auf die Gesetzgebungskompetenz und das Ge-
setzgebungsverfahren zu.25

b) Materielles Prüfungsrecht
Wesentlich umstrittener gestaltet sich jedoch die Frage, ob Bundespräsident:in-
nen ein materielles Prüfungsrecht zusteht. In der Prüfungssituation ist der
Schwerpunkt daher auf diese Stelle zu setzen. Ein materielles Prüfungsrecht wür-
de bedeuten, dass Bundespräsident:innen ein formelles Gesetz auch inhaltlich
auf die Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz überprüfen könnten und nicht nur
auf die Prüfung der Gesetzgebungskompetenz und des Gesetzgebungsverfahrens
(formelles Prüfungsrecht) beschränkt wären.

Historische Auslegung und Systematik des Grundgesetzes:
Dagegen wird das Prinzip der Gewaltenteilung vorgetragen. Demnach seien die
drei Gewalten in Deutschland getrennt, um nicht ein Organ mit zu vielen Kom-
petenzen auszustatten und um so die Gefahr eines Machtmissbrauchs zu verhin-
dern (vgl. historische Entwicklung). Damit zusammenhängend wird auch die Rol-
le des BVerfG und dessen Verwerfungsmonopol betont. Das BVerfG sei folglich
das einzige Verfassungsorgan, welches formelle Gesetze überprüfen dürfe (vgl.
Art. 93 I GG, Art. 100 GG). Es wird argumentiert, dass mit einem Verstoß gegen
den Gewaltenteilungsgrundsatz zugleich eine Rechtsunsicherheit einhergehen
würde, da auf diese Weise zwei Staatsorgane in der Lage seien, über die Verfas-
sungsmäßigkeit von formellen Gesetzen zu entscheiden. Die Rechtsunsicherheit
ergebe sich daraus, dass deren Entscheidungsergebnisse möglicherweise diver-
gieren könnten.26

Systematik und Wortlaut des Grundgesetzes:
Auf der anderen Seite wird maßgeblich mit dem Wortlaut des Art. 82 I 1 GG ar-
gumentiert. Der Artikel spricht ausdrücklich davon, dass der:die Bundespräsid-
ent:in die „nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes“ zustande gekommenen
Gesetze ausfertigt. Bezieht man sich nicht nur auf das Wort „zustande gekom-
men“ (vgl. formelle Verfassungsmäßigkeit), sondern auf den Begriff „Vorschrif-
ten“, so seien darunter nicht nur die Gesetzgebungskompetenz und das Gesetz-
gebungsverfahren zu verstehen, sondern ebenso etwa die Grundrechte. Dies
würde bedeuten, der:die Bundespräsident:in könnte Parlamentsgesetze auch ins-

25 Linke, DÖV 2009, 434 (441 ff.); Nolte/Tams, JuS 2006, 1088 (1088).
26 Linke, DÖV 2009, 434 (441 ff.)
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gesamt auf die Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz prüfen und hätte damit auch
ein materielles Prüfungsrecht.27 Zudem binde Art. 20 III GG auch den:die Bundes-
präsident:in an Recht und Gesetz, sodass ein materielles Prüfungsrecht nur sach-
gerecht scheint.28 So widerspräche es der verfassungsmäßigen Ordnung, wenn
Bundespräsident:innen ein verfassungswidriges Gesetz ausfertigen müssten. Ger-
ne wird auch Art. 56 GG als Argument herangezogen. Demnach müsse ein Amts-
eid geleistet werden, in dem geschworen wird „das Grundgesetz und die Gesetze
des Bundes [zu] wahren und [zu] verteidigen“. Folglich könnten darunter nur Ge-
setze zu verstehen sein, die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande
gekommen seien, woraus sich ein materielles Prüfungsrecht ergebe. Schließlich
wird an dieser Stelle die Präsident:innenanklage (unter F.) genannt, Art. 61 GG.
Danach kann die:der Bundespräsident:in wegen vorsätzlicher Verletzung des
Grundgesetzes vor dem BVerfG angeklagt werden. Ohne ein materielles Prüfungs-
recht könnte sich der:die Bundespräsident:in bei Ausfertigung eines verfassungs-
widrigen Gesetzes einer solchen Anklage ausgesetzt sehen.29

Teleologische Auslegung:
Zum Teil wird auch mit dem Sinn und Zweck argumentiert. So gehe mit der Rolle
des:der Bundespräsident:in zugleich eine „Drohwirkung“ für den Bundestag/
Bundesrat einher, indem nur verfassungsmäßige Gesetze ausgefertigt werden.30

Diese „Drohwirkung“ ist entsprechend wirksamer, wenn Bundespräsident:innen
ebenso ein materielles Prüfungsrecht zustehen würde.

Streitentscheid:
In Bezug auf ein materielles Prüfungsrecht stehen sich mehrere gewichtige Argu-
mentegegenüber, sodassweder einklares FürnochWiderüberwiegt undeinStreit-
entscheid notwendig ist. Festzuhalten ist, dass diePro-Argumente, die denAmts-
eid und die Präsidentenanklage betreffen, einen Zirkelschluss darstellen und
damit keine durchgreifenden Argumente bilden: Der:Die Bundespräsident:in ist
laut demGrundgesetz verpflichtet, das Grundgesetz zuwahren. Allerdings gilt dies
nur im Rahmen der ausdrücklich zugewiesenen Kompetenzen. Diese sind aller-
dings streitig und geben damit keinen Aufschluss darüber, welche Kompetenzen
Bundespräsident:innen überhaupt zustehen (Zirkelschluss). Hingegen kann das
Contra-Argument einer bestehendenRechtsunsicherheitnicht greifen, da es bei
der Gesetzesausfertigung (Art. 82 I 1 GG) durch Bundespräsident:innen nicht um

27 Pieper, in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 82 Rn. 10 ff.; a. A. Linke, DÖV 2009, 434 (441 ff.).
28 So auch Pieper: in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 82 Rn. 4.
29 Pieper, in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 82 Rn. 10 ff.
30 Hauk, JA 2017, 93 (94 f.).
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die Durchführung von Gesetzen, sondern um den Abschluss des Gesetzgebungs-
verfahrens geht. Da mangels Ausfertigung durch den:die Bundespräsident:in das
Gesetz erst gar nicht in Kraft tritt, ist folglich auchmit keinerlei Rechtsunsicher-
heit zu rechnen. Dieses Argument kann auch in Bezug auf das Verhältnis zum
BVerfG herangezogen werden. Da zwischen verschiedenen Momenten zu unter-
scheiden ist, behält das BVerfG weiterhin das Verwerfungsmonopol: Das BVerfG
verwirft in Kraft getretene Gesetze, Bundespräsident:innen verhindern bereits das
Inkrafttreten von Gesetzen.31 So verbleibt auch die Letztentscheidungskompetenz
beim BVerfG wegen der daraufhin zu erwartenden Organklage, bei der das Gericht
inzident das fragliche Gesetz prüft.32 Zudem kann das Argument der Gewaltentei-
lung, also dass lediglich das BVerfG für die Prüfung von Gesetzen zuständig ist, an
dieser Stelle damit ausgehebelt werden, dass zum einen in einer modernen Demo-
kratie eine gewisse Gewaltenverzahnung durchaus verfassungsmäßig sein
kann (vgl. konstruktives Misstrauensvotum im Bundestag), wenn dies in Form ei-
ner Gewaltenverschränkung geschieht (checks and balances).33 Zudem wird der:
die Bundespräsident:in generell nicht der exekutiven Gewalt zugeordnet, da er:sie
die Einheit des Staates verkörpert.

Laut h. M. steht dem:der Bundespräsident:in grds. ein materielles Prü-
fungsrecht zu, da er:sie nicht gezwungen werden soll, ein verfassungswidriges
Gesetz sehenden Auges auszufertigen. Ist die:der Bundespräsident:in nach der
Prüfung des Gesetzes also davon überzeugt, dass es mit der Verfassung nicht
übereinstimmt, darf sie:er es nicht ausfertigen.34

Umstritten ist allerdings auch die Reichweite eines solchen Prüfungs-
rechts. Die h. M. beschränkt zu Recht das materielle Prüfungsrecht auf evi-
dente Verfassungsverstöße. Demnach können Bundespräsident:innen nur in
Fällen „offensichtlicher und schwerwiegender“35 Verfassungsverstöße die Ausfer-
tigung verweigern. Diese Beschränkung wird mit der Autonomie des Parlaments
begründet, da auchderBundestaggemäßArt. 20 III 1GGandie verfassungsmäßige
Ordnunggebundenundwegen seiner unmittelbarendemokratischenLegitimation
vorrangig für den Inhalt eines Gesetzes verantwortlich sei („Einschätzungsvor-
rang“36 des Parlaments).37 Auch wird an dieser Stelle erneut auf die Rolle des

31 Vgl. hierzu Ramson, JuWiss, 24.8.2015.
32 Vgl. Ramson, JuWiss, 24.8.2015.
33 Zum Begriff der Gewaltenverschränkung in Person vgl. Ramson, JuWiss, 24.8.2015.
34 Pieper, in: BeckOK GG, 46. Ed. 15.8.2021, Art. 82 Rn. 15; Pieper GS Bleckmann, 2007, 301 (302);
Schoch ZfG 2008, 209 (223 f.).
35 Vgl. etwa Brenner, in: V. Mangoldt/Klein/Stark, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 82 Rn. 27; Piertoth, in:
Jarass/Pieroth, GG, 16. Aufl. 2020, GG Art. 82 Rn. 3.
36 Gröpl, Staatsrecht I, 13. Aufl. 2021, § 16 Rn. 1283.
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BVerfG verwiesen, welches primär für die Überprüfung der Verfassungskonfor-
mität vonGesetzen zuständig sei („Verwerfungsmonopol“desBVerfG). Einer ande-
ren Ansicht nach sei Art. 82 II 1 GG aufgrund der umfassenden Bindungswirkung
der Art. 20 III, 1 III GG so zu verstehen, dass die NormBundespräsident:innen nicht
verpflichten kann, ein von ihm:ihr für verfassungswidrig gehaltenes Gesetz aus-
zufertigen. In der Konsequenz sei ein umfassendes materielles Prüfungsrecht der
Bundespräsident:innen anzunehmen. Die restriktivere und herrschende Ansicht,
also eine Beschränkung auf eine „Evidenzkontrolle“, vermag vor allem deshalb zu
überzeugen, da sie die Rolle des:der Bundespräsident:in ausreichendwürdigt, die-
se aber nicht über Maß ausweitet. Im Ergebnis ist also entsprechend der h. M.
von einem auf eine Evidenzkontrolle beschränkten materiellen Prüfungs-
recht der Bundespräsident:innen auszugehen.38

2. Prüfungsmaßstab: Unionsrecht
Da das Europarecht immer mehr in den Fokus rückt („Europäisierung des
Rechts“), stellt sich die Frage, ob Bundespräsident:innen ein Prüfungsrecht in Be-
zug auf eben jenes zusteht. Auch wenn bislang kein:e Bundespräsident:in ein sol-
ches für sich beansprucht hat, ist dieser bis dato theoretische Streit durchaus von
Relevanz, da die Thematik bereits in Examensaufgaben gestellt wurde. Insbeson-
dere im Zusammenhang mit der sogenannten Pkw-Maut und dem zugrunde-
liegenden Infrastrukturabgabengesetz stellte sich die Frage, ob der Bundesprä-
sident Joachim Gauck die Ausfertigung und Verkündung mit Verweis auf das
entgegenstehende Europarecht hätte verweigern können.39

Hierfür ist der Blick erneut auf Art. 82 I 1 GG zu richten, aber auch auf das Ver-
hältnis des Grundgesetzes zum Unionsrecht. Art. 82 I 1 GG verweist dem Wort-
laut nach auf die „Vorschriften dieses Grundgesetzes“. In der Literatur wird daher
angenommen, dass das Unionsrecht damit nicht als Prüfungsmaßstab heran-
gezogen werden dürfte. Weiter wird damit argumentiert, dass das Unionsrecht
zwar einen Anwendungsvorrang genieße, jedoch gerade keinen Geltungsvor-
rang.40

Andererseits werden die Art. 23 I 1 GG, Art. 20 III GG sowie Art. 4 III EUV
herangezogen. Zum einen wird vertreten, dass mit der Unterzeichnung eines uni-
onswidrigen Gesetzes durch den:die Bundespräsident:in gegen die in Art. 23 I 1

37 Degenhart, Staatsrecht I, 37. Aufl. 2021, § 10 Rn. 788 f.; Hauk, JA 2017, 93 (95).
38 Pieper, in: BeckOK GG, 46. Ed. 15.8.2021, Art. 82 Rn. 15; Pieper, in: GS Bleckmann, 2007, 301
(302); Schoch, ZfG 2008, 209 (223 f.).
39 Hauk, JA 2017, 93 (97 f.).
40 Hauk, JA 2017, 93 (97 f.).
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GG verankerte Integrationsverpflichtung verstoßen würde. Zum anderen wird vor-
getragen, dass damit ein Verstoß gegen die verfassungsmäßige Ordnung (Art. 20
III GG) – zu der auch das Unionsrecht zähle – einhergehe, da der:die Bundesprä-
sident:in als Teil der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden
sei. Schließlich spreche das in Art. 4 III EUV normierte Gebot des unionsfreundli-
chen Verhaltens für ein entsprechendes Prüfungsrecht der:des Bundespräsident:
in, womit ein unmittelbarer unionsrechtlicher Grundsatz ins Feld geführt wird.41

Streitentscheid:
Ein unionsrechtliches Prüfungsrecht ist insgesamt anzunehmen. Zwar be-
steht kein Verstoß gegen Art. 23 I 1 GG, wenn Bundespräsident:innen unions-
rechtswidrige Gesetze erlassen würden, ein solcher Verstoß wird erst dann an-
genommen, wenn das Integrationsziel insgesamt infrage gestellt werden
würde. Die Integrationsverpflichtung geht nicht so weit, dass sie jeden Erlass ei-
nes unionsrechtswidrigen Gesetzes verbieten würde. Indem die „fehlende Prü-
fung der Bundespräsident:in“ das Integrationsziel in seiner Gesamtheit nicht
in Frage stellt, besteht mithin kein Verstoß gegen Art. 23 I 1 GG.42

Beispiel: Als problematisch dürfte sich etwa ein Gesetz erweisen, dass den Austritt Deutsch-
lands aus der EU beschließt, da hierdurch das Integrationsziel insgesamt gefährdet werden
würde.43

Ebenso kann auch kein Verstoß gegen die verfassungsmäßige Ordnung (Art. 20
III GG) angenommen werden, denn dafür müsste es sich bei dem Unionsrecht
überhaupt erst um einen Teil der verfassungsmäßigen Ordnung handeln. Dagegen
spricht schon das Rangverhältnis zwischen nationalem Recht und Unionsrecht.
Bei der Annahme des Unionsrechts als Teil der verfassungsmäßigen Ordnung
i. S. d. Art. 20 III GGwürde jedes unionsrechtswidrige Gesetz zugleich verfassungs-
widrig und damit nichtig sein. Das kann mit Blick auf den Anwendungsvorrang
des Unionsrecht nicht gewollt sein (ein Geltungsvorrang wird gerade abgelehnt).
Jedoch führt Art. 4 III EUV zu einem anderen Ergebnis. Das Gebot des unions-
freundlichenVerhaltens entspringt unmittelbar demPrimärrecht (Art. 4 III EUV)
und gilt damit vorrangig vor nationalem Recht. Mit der Unterzeichnung eines uni-
onsrechtswidrigen Gesetzes würde der:die Bundespräsident:in eine Maßnahme

41 Hauk, JA 2017, 93 (97 f.).
42 Vgl. Hauk, JA 2017, 93 (97 f.).
43 Wolff, in: Hömig/Wolff, GG Kommentar, Art. 23 Rn. 8 (Fn. 57).
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vornehmen, die er:sie gem. Art. 4 III EUV zu unterlassen hat, da sie die Verwirk-
lichung der Ziele der Union gefährdet. Aus diesemGrund kann der:die Bundesprä-
sident:in die Ausfertigung eines unionsrechtswidrigen Gesetzes verweigern.44

3. Politisches Prüfungsrecht
Das Prüfungsrecht von Bundespräsident:innen ist laut Art. 82 I 1 GG allein auf ei-
nen verfassungsrechtlichen beziehungsweise unionsrechtlichen Kontrollmaßstab
beschränkt, sodass Einigkeit darüber herrscht, dass Bundespräsident:innen kein
politisches Prüfungsrecht zusteht. Ansonsten würde in unzulässiger Weise in die
politische Staatsleitung eingegriffen werden.45

II. Äußerungsrecht in Bezug auf politische Parteien

Bundespräsident:innen haben neben der Wahrnehmung der durch die Verfas-
sung ausdrücklich zugewiesenen Befugnisse kraft des Amtes insbesondere die
Aufgabe, im Sinne der Integration des Gemeinwesens zu wirken. Wie sie diese
Aufgabe konkret wahrnehmen, entscheiden sie grundsätzlich autonom. Da Bun-
despräsident:innen aber kaum „harte“ juristische Kompetenzen (Erlass von Ge-
setzen, Verordnungen, Einsatz der Exekutive oder Ähnliches) zustehen, sind sie
vor allem auf die Wirkung ihres Wortes angewiesen. Insoweit ist in der Rechtspre-
chung des BVerfG anerkannt, dass aus der Repräsentations- und Integrationsauf-
gabe der Bundespräsident:innen eine Äußerungsbefugnis resultiert.46

Als Repräsentant:in aller Deutschen ist der:die Bundespräsident:in aber ge-
halten, parteipolitisch neutral zu agieren und sich aus dempolitischen Tages-
geschäft herauszuhalten. Dies gilt insbesondere mit Blick auf Wahlen, da dies-
bezüglich ein Recht der politischen Parteien auf Chancengleichheit aus Art. 21 I
GG i. V. m. Art. 38 I GG (beziehungsweise Art. 28 I GG bei Wahlen auf Lan-
desebene) besteht. Dieses Recht kann insbesondere dadurch verletzt werden,
dass Bundespräsident:innen zugunsten oder zulasten einer politischen Partei in
denWahlkampf eingreifen (unzulässigeWahlbeeinflussung). Ebenso kann eine
Verletzung der Chancengleichheit durch die Kundgabe negativer Werturteile

44 Hauk, JA 2017, 93 (97 f.).
45 Pieper, in: BeckOK GG, 48. Ed. 15.8.2021, Art. 82 Rn. 16; Hauk, JA 2017, 93 (96); Nolte/Tams,
JuS 2006, 1088 (1088).
46 Vgl. hierzu das Äußerungsrecht der Bundesregierung bei Chiofalo/Vrielmann, § 12 Bundes-
regierung, B. II. 3. a) in diesem Lehrbuch.

Dorothea Heilmann

360 4. Kapitel Verfassungsorgane

http://de.wikibooks.org/wiki/OpenRewi/_Staatsorganisationsrecht-Lehrbuch/_Demokratieprinzip/_Politische_Parteien
http://de.wikibooks.org/wiki/OpenRewi/_Staatsorganisationsrecht-Lehrbuch/_Demokratieprinzip/_Politische_Parteien#D._Chancengleichheit


durch Bundespräsident:innen über die Ziele und Betätigungen der Partei erfol-
gen.47 Gleichwohl unterliegt der:die Bundespräsident:in weniger strengen Bin-
dungen als Regierungsmitglieder.48 Die Verfassung setzt der Äußerungsbefug-
nis der Bundespräsident:in zwar Grenzen (vgl. Art. 1 III, 20 III GG). Aufgrund der
besonderen Stellung im Verfassungsgefüge kommt Bundespräsident:innen nach
der Rechtsprechung des BVerfG aber ein weiter Gestaltungsspielraum zu. Ein-
zelne Äußerungen des:der Bundespräsident:in können gerichtlich nur dann be-
anstandet werden, wenn sie:er mit ihnen unter evidenter Vernachlässigung ih-
rer Integrationsaufgabe und damit willkürlich Partei ergreift.49

Beispiel: Die Bezeichnung von NPD-Parteimitgliedern als „Spinner“ durch den Bundespräsiden-
ten Gauck wurde vom BVerfG noch als zulässig erachtet.50 Zwar handele es sich dabei um ein ne-
gatives Werturteil, welches isoliert betrachtet auch als diffamierend empfunden werden und auf
eine unsachliche Ausgrenzung der so Bezeichneten hindeuten könne. Allerdings diene die Be-
zeichnung „Spinner“ in diesem Zusammenhang als Sammelbegriff für Menschen, die die Ge-
schichte nicht verstanden haben und, unbeeindruckt von den verheerenden Folgen des National-
sozialismus, rechtsradikale – nationalistische und antidemokratische – Überzeugungen
vertreten.

Zur Begründung für dieseweniger strengen Neutralitätspflichten führt das Ge-
richt an, dass Bundespräsident:innen nicht mit den politischen Parteien in direk-
tem Wettbewerb stünden und dass ihnen keine Mittel zur Verfügung stünden,
die es ihnen wie etwa der Bundesregierung ermöglichen, durch eine ausgreifende
Informationspolitik auf die Meinungs- und Willensbildung des Volkes einzu-
wirken.51 Zudem gehöre es auch nicht zu deren Befugnissen, die Öffentlichkeit
regelmäßig über radikale Bestrebungen zu informieren oder über einen Antrag
auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei (Art. 21 II GG) zu befin-
den.52 Für Bundespräsident:innen gelten damit weniger strenge Neutrali-
tätspflichten als für andere Staatsorgane.

47 Zur Abwehr negativer Werturteile vgl. BVerfG, Beschl. v. 20.2.2013, Az.: 2 BvE 11/12, Rn. 22 =
BVerfGE 133, 100.
48 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 4/13, Rn. 27 = NVwZ 2014, 1156 (1158).
49 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 4/13, Rn. 28 f. = BVerfGE 136, 323.
50 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 4/13, Rn. 27 = BVerfGE 136, 323.
51 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 4/13, Rn. 27 = BVerfGE 136, 323.
52 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 4/13, Rn. 27 = BVerfGE 136, 323.
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3 Klausurtaktik

Bevor man sich ganz konkret inhaltlich mit der Äußerung oder Handlung des:der Bundesprä-
sident:in auseinandersetzt, sollte man in der Klausur zuerst herleiten, dass überhaupt die Pflicht
besteht, sich politisch neutral zu verhalten.

Formulierungsbeispiel

„Zu den zu beachtenden Rechten des:der Bundespräsident:in gehört das Recht der politischen
Parteien auf Chancengleichheit aus Art. 21 I GG, soweit es um die Chancengleichheit bei Wahlen
geht, in Verbindungmit Art. 38 I GG (beziehungsweise Art. 28 I GG bei Wahlen auf Landesebene).
Dieses Recht kann insbesondere dadurch verletzt werden, dass Staatsorgane zugunsten oder zu-
lasten einer politischen Partei in den Wahlkampf eingreifen (unzulässige Wahlbeeinflussung).
Gemäß Art. 20 II 1 GG geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Dementsprechend findet die politi-
sche Willensbildung vom Volk zu den Staatsorganen statt („von unten nach oben“). Daraus folgt
für die Staatsorgane die Pflicht zur parteipolitischen Neutralität.“53

E. Wahl

Eine Wahl des:der Bundespräsident:in erfolgt in der Bundesrepublik Deutschland
seit 1949.

I. Wählbarkeit

Aus Art. 54 I 2 GG ergibt sich, dass „jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum Bun-
destage besitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat“wählbar ist. Anknüp-
fungspunkt ist damit neben der Staatsangehörigkeit (Art. 116 I GG) und dem Alter
einer Person auch derenWahlrecht zum Bundestag. Über die Ermächtigungsnorm
des Art. 54 VII GG gelangt man mithin zu den §§ 12 f. BWahlG.

II. Amtsdauer und Wiederwahl

Aus Art. 54 II 1 GG ergibt sich, dass die Amtsdauer des:der Bundespräsident:in
fünf Jahre beträgt. Eine Amtsdauer von fünf Jahren stellt eine kontinuierliche

53 BVerfG, Urt. v. 10.6.2014, Az.: 2 BvE 4/13, Rn. 30 = BVerfGE 136, 323.

Dorothea Heilmann

362 4. Kapitel Verfassungsorgane

http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/06/es20140610_2bve000413.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/06/es20140610_2bve000413.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/06/es20140610_2bve000413.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/06/es20140610_2bve000413.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/06/es20140610_2bve000413.html


Staatsleitung sicher und vermeidet Überschneidungen mit der Bundestags-
wahl.54

III. Ablauf (Rolle der Bundesversammlung)

Gewählt werden Bundespräsident:innen nach Art. 54 I GG von der Bundesver-
sammlung. Die Bundesversammlung ist die größte parlamentarische Versamm-
lung der Bundesrepublik Deutschland, aber kein ständiges Organ. Sie tritt extra
für die Wahl des:der Bundespräsident:in zusammen. Dies ist auch ihre einzige
Aufgabe.55 Sie wird von dem:der Präsident:in des Bundestages einberufen und
tritt spätestens dreißig Tage vor Ablauf der Amtszeit des:der amtierenden Bun-
despräsident:in, bei vorzeitiger Beendigung spätestens dreißig Tage nach diesem
Zeitpunkt zusammen, Art. 54 IV GG. Die Bundesversammlung besteht aus den
Mitgliedern des Bundestages und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern, die
von den Volksvertretungen der Länder nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl gewählt werden, Art. 54 III GG. Gewählt ist die Person, welche die Stimmen
der Mehrheit der Mitglieder der Bundesversammlung erhält, wobei keine Diskus-
sion über den:die Kandidat:in in der Bundesversammlung stattfindet.56 Wird die-
se Mehrheit in zwei Wahlgängen nicht erreicht, so ist gewählt, wer in einem wei-
teren Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt, Art. 54 VI GG.

IV. Auswirkungen des Amtes/Inkompatibilität

Das Bundespräsident:innenamt ist mit der Ausübung bestimmter Funktionen/Tä-
tigkeiten inkompatibel. Bundespräsident:innen dürfen weder der Regierung
noch einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes ange-
hören, Art. 55 I GG. Sie dürfen dementsprechend weder Teil der Bundes- oder
Landesregierung, des Bundestages oder Bundesrates, noch eines Landesparla-
ments sein.

54 Pieper, in: BeckOK GG, 46. Ed. 15.2.2021, Art. 54 Rn. 17.
55 Eine anschauliche Beschreibung der Bundesversammlung findet sich unter folgendem Link:
https://dbtg.tv/cvid/7054376.
56 BVerfG, Beschl. v. 24.2.2011, Az.: 2 BvE 1/10, Rn. 5 = BVerfGE 128, 278 = BeckRS 2011, 49811.
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F. Anklage vor dem BVerfG

I. Verfahrensablauf

Nach Art. 61 I 1 GG können der Bundestag oder der Bundesrat Bundespräsident:
innen wegen vorsätzlicher Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen
Bundesgesetzes vor dem BVerfG anklagen (Präsident:innenanklage). Bundesprä-
sident:innen können demnach nicht aus beliebigen politischen Motiven abgesetzt
werden, sondern lediglich wegen Verfassungs- beziehungsweise Gesetzesverlet-
zung in einem dem Strafprozess nachgebildeten Verfahren vor dem BVerfG.57

Dem Wortlaut entsprechend kann die Verletzung des Grundgesetzes sowie die
Verletzung eines von Bundestag und Bundesrat, eines im Gesetzgebungsnotstand
nach Art. 81 GG vom Bundesrat und eines im Verteidigungsfall vom Gemein-
samen Ausschuss beider Häuser erlassenen Gesetzes die Präsident:innenanklage
und die aus ihr gegebenenfalls folgenden Konsequenzen rechtfertigen, nicht je-
doch eine von der Bundesregierung erlassene Rechtsverordnung, eine von einer
juristischen Person des Bundesrechts erlassene Satzung und auch nicht das Lan-
desrecht.58 Ebenso kann die Verletzung ungeschriebenen Verfassungsrechts eine
Präsident:innenanklage begründen, zumindest wenn dieses in der Rechtspre-
chung des BVerfG anerkannt und in seiner Bindungswirkung für alle Staatsorga-
ne gesichert ist (§ 31 I BVerfGG).59

Beispiel: Überschreitung der Amtsbefugnisse; Verletzung des Gebotes der Bundestreue; Verlet-
zung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes; im Extremfall selbst ein Verstoß gegen das BGB,
wenn Bundespräsident:innen nicht privat, sondern in ihrer Funktion handeln.60

In der Geschichte der Bundespräsidenten ist diese Norm bisher noch nie aktuell
geworden.

Der Antrag auf Erhebung der Anklage muss von mindestens einem Viertel
derMitglieder des Bundestages oder einemViertel der Stimmendes Bundes-
rates gestellt werden, Art. 61 I 2 GG. Damit nennt die Norm nicht nur die ankla-
gebefugtenOrgane (Bundestag beziehungsweise Bundesrat), sondern zugleich die
erforderliche Mehrheit, welche hier als eine qualifizierte Mehrheit i. S. d. Art. 121
GG zu verstehen ist.61 Der Beschluss auf Erhebung der Anklage bedarf derMehrheit
von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages (Art. 121 GG) oder von zwei Drit-

57 Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 61 Rn. 1 f.
58 Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 61 Rn. 15.
59 Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 61 Rn. 17.
60 Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 61 Rn. 19.
61 Herzog, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 61 Rn. 37.
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teln der Stimmen des Bundesrates, Art. 61 I 3 GG. Die Anklage wird von einem:ei-
ner Beauftragten der anklagenden Körperschaft vertreten, Art. 61 I 4 GG. Genauere
Bestimmungen ergeben sich aus den §§ 49 ff. BVerfGG, so etwa Form, Frist, Rück-
nahme.

II. Rolle des BVerfG

Stellt das BVerfG fest (Feststellungsurteil), dass ein:e Bundespräsident:in einer
vorsätzlichen Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen Bundesgeset-
zes schuldig ist, so kann es ihn:sie des Amtes für verlustig erklären, Art. 61 II 1 GG.
Durch einstweilige Anordnung kann es nach der Erhebung der Anklage bestim-
men, dass er:sie an der Ausübung seines:ihres Amtes verhindert ist, Art. 61 II 2
GG. In der Folge werden die Befugnisse der Bundespräsident:innen durch die Prä-
sident:in des Bundesrates wahrgenommen, Art. 57 GG. Damit nennt Art. 61 II GG
als einzige Norm im Grundgesetz explizit eine außerordentliche Beendigung der
Amtszeit des:der Bundespräsident:in (im Vergleich zur ordentlichen Amtsdauer
von fünf Jahren, Art. 54 II 1 GG).

Weiterführende Studienliteratur
– Schwabe/Walter, Staatsrecht I: Staatsorganisationsrecht – Materielles Recht & Klausu-

renlehre, Lernen mit Fällen, 8. Aufl. 2022
– Kment/Vorwalter, Übungsfall: Die E-Mail-Steuer, ZJS 2015, 181.
– Alpmann/Schmidt, Entscheidung des Monats, RÜ 7/2014, 449–452.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Der:Die Bundespräsident:in ist das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland.
– Dabei lässt er:sie sich keiner der klassischen drei Gewalten zuordnen.
– Die Regelungen zu Bundespräsident:innen finden sich in den Art. 54 ff. GG, aber zum Teil

auch an anderer Stelle (vgl. Art. 82 GG).
– Neben der Repräsentativfunktion kommt Bundespräsident:innen noch die Beurkun-

dungs- und Reservefunktion zu.
– Bundespräsident:innen sind in das Gesetzgebungsverfahren involviert, indem diese Ge-

setze ausfertigen. In diesem Zusammenhang stellt sich die strittige Frage nach dem Prü-
fungsrecht des:der Bundespräsident:in.

– Ein formelles Prüfungsrecht wird angenommen, ein materielles Prüfungsrecht ist hin-
gegen strittig, wird jedoch laut h. M. in Form einer Evidenzkontrolle angenommen.

– Die Wirkung seiner:ihrer Ansprachen ist nicht zu unterschätzen, weshalb das Äuße-
rungsrecht des:der Bundespräsident:in immer wieder auf dem Prüfstand stehen kann
(vgl. Äußerungen zu politischen Parteien).

– Bundespräsident:innen werden von der ausschließlich dafür zusammenkommenden
Bundesversammlung gewählt.
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– Unter bestimmten Voraussetzungen können Bundespräsident:innen vor dem BVerfG
angeklagt werden. Stellt das BVerfG eine vorsätzliche Verletzung des Grundgesetzes
oder eines anderen Bundesgesetzes durch Bundespräsident:innen fest, kann diese:r
vorzeitig das Amt verlieren.

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen auf der
OpenRewi-Homepage. Hierzu muss einfach der QR-Code gescannt werden.
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